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ALLGEMEINE VERKAUFSBEDINGUNGEN DER CHESTERTON INTERNATIONAL GMBH

1. Allgemeines  
1.1. Diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen gelten, 

soweit nicht ausdrücklich anders vereinbart, für alle 
unsere - auch zukünftigen - Verträge, Angebote, 
Lieferungen und sonstigen Leistungen. Die 
Allgemeinen Verkaufsbedingungen gelten nur, 
wenn der Käufer Unternehmer (§ 14 BGB), eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist. 

 
1.2. Die Allgemeinen Verkaufsbedingungen gelten 

ausschließlich. Abweichende, entgegenstehende 
oder ergänzende allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Käufers werden nur 
dann und insoweit Vertragsbestandteil, als wir ihrer 
Geltung ausdrücklich zugestimmt haben. Dieses 
Zustimmungserfordernis gilt in jedem Fall, 
beispielsweise auch dann, wenn wir in Kenntnis der 
allgemeinen Geschäftsbedingungen des Käufers 
die Lieferung an ihn vorbehaltlos ausführen.  

 
1.3. Individuelle Vereinbarungen (z. B. 

Rahmenlieferverträge, 
Qualitätssicherungsvereinbarungen) und Angaben 
in unserer Auftragsbestätigung haben Vorrang vor 
diesen Allgemeinen Verkaufsbedingungen. . 

 
1.4. Es gelten die Incoterms in der jeweils bei 

Vertragsabschluss geltenden Fassung, soweit 
diese Allgemeinen Verkaufsbedingungen keine 
abweichenden Regelungen enthalten.  

 
1.5. Hinweise auf die Geltung gesetzlicher Vorschriften 

haben nur klarstellende Bedeutung. Auch ohne 
eine derartige Klarstellung gelten daher die 
gesetzlichen Vorschriften, soweit sie in diesen 
Allgemeinen Verkaufsbedingungen nicht 
unmittelbar abgeändert oder ausdrücklich 
ausgeschlossen werden. 

 
2. Angebot und Vertragsschluss 

Unsere Angebote sind freibleibend. Die Bestellung 
von Ware oder sonstiger Leistungen durch den 
Käufer gilt als verbindliches Vertragsangebot des 
Käufers. Sofern sich aus der Bestellung nichts 
anderes ergibt, sind wir berechtigt, dieses 
Vertragsangebot innerhalb von 2 Wochen nach 
seinem Zugang bei uns anzunehmen. Der 
Vertragsschluss erfolgt dann mit Zugang unserer 
schriftlichen Auftragsbestätigung.  Soweit nicht 
anders vereinbart, gelten die in der jeweils gültigen 
Preisliste vorgesehenen Liefereinheiten. 

 
3. Preise, Berechnung 

Alle Preisangaben verstehen sich, falls nichts 
ausdrücklich abweichend vereinbart, ab Werk bzw. 
Lager zuzüglich der Kosten für Verpackung und 
Transport sowie zuzüglich gesetzlicher 
Umsatzsteuer. Bei Kleinaufträgen wird nach 
Maßgabe der zum Zeitpunkt des 
Vertragsabschlusses gültigen Preisliste ein 
Mindermengenzuschlag berechnet. 

 
4. Lieferung, Leistung, Gefahrübergang 
4.1. Soweit nichts Abweichendes schriftlich vereinbart 

wird, erfolgen Lieferungen ab Werk oder Lager; wir 
versenden die Ware auf Gefahr und zu Lasten des 

Käufers, wobei wir berechtigt sind, die Ware von 
einem anderen Ort als dem in Ziffer 10.1 genannten 
Erfüllungsort an den Käufer zu versenden. Die Wahl 
des Transportweges und des Transportmittels 
bleibt uns überlassen. Die Sicherung von 
Ansprüchen bei Transportschäden ist Sache des 
Käufers.  
 

4.2. Der Käufer ist zur Annahme von Teilleistungen 
verpflichtet, sofern dies nicht im Einzelfall für ihn 
unzumutbar ist. 

 
4.3. Leistungsfristen werden individuell vereinbart. 

Sofern wir verbindliche Lieferfristen aus Gründen, 
die wir nicht zu vertreten haben, nicht einhalten 
können (Nichtverfügbarkeit der Leistung), werden 
wir den Käufer hierüber unverzüglich informieren 
und gleichzeitig die voraussichtliche, neue 
Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb 
der neuen Lieferfrist nicht verfügbar, werden wir 
den Käufer auch hierüber unverzüglich informieren 
und sind berechtigt, ganz oder teilweise vom 
Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte 
Gegenleistung des Käufers werden wir 
unverzüglich erstatten. Als Fall der 
Nichtverfügbarkeit der Leistung in diesem Sinne 
gelten insbesondere (i) die nicht rechtzeitige 
Selbstbelieferung durch unsere Zulieferer, wenn wir 
ein kongruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen 
haben und weder uns noch unseren Zulieferer ein 
Verschulden trifft, (ii) sonstige Störungen der 
Lieferkette aufgrund höherer Gewalt oder (iii) wenn 
wir im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet 
sind. Höhere Gewalt im Sinne dieser Allgemeinen 
Verkaufsbedingungen ist ein Ereignis, welches 
außerhalb unserer Kontrolle liegt, wir nicht zu 
vertreten haben und welches von einer 
umsichtigen, branchenerfahrenen Partei nicht 
vorausgesehen und bei Eintritt nicht mit 
angemessenem Aufwand überwunden werden 
kann, wie beispielsweise Mobilmachung, Krieg, 
kriegsähnliche Zustände, Blockaden, 
unvorhersehbare Ein- und Ausfuhrverbote, 
unvorhersehbare Verkehrssperren, 
unvorhersehbare behördliche Maßnahmen, 
unvorhersehbarer Energie- und Rohstoffmangel, 
Pandemien, Epidemien, Quarantänen.  
  

5. Zahlung, Aufrechnung, Zurückbehaltung 
5.1. Für die Rechtzeitigkeit von Zahlungen kommt es auf 

den Zeitpunkt des Geldeingangs bei uns bzw. der 
vorbehaltlosen Gutschrift auf unserem Konto an. 
 

5.2. Wir sind nicht verpflichtet, eine Zahlung durch 
Scheck oder Wechsel zu akzeptieren; in jedem Fall 
erfolgt die Hingabe von Schecks und Wechseln 
lediglich erfüllungshalber. Die Hingabe führt nicht 
zu einer Stundung unserer Forderung. Die mit der 
Verwertung eines Schecks oder Wechsels 
verbundenen Kosten gehen zu Lasten des Käufers. 

 
5.3. Stehen mehrere Forderungen gegen den Käufer 

offen und reicht eine Zahlung des Käufers nicht zur 
Tilgung sämtlicher Forderungen aus, so erfolgt die 
Tilgung nach den gesetzlichen Vorschriften (§ 366 
Abs. 2 BGB), selbst wenn der Käufer ausdrücklich 
auf eine bestimmte Forderung gezahlt hat. 
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5.4. Dem Käufer stehen Aufrechnungsrechte nur 
insoweit zu, als sein Anspruch rechtskräftig 
festgestellt oder unbestritten ist. Dem Käufer 
stehen Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, als 
sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder 
unbestritten ist und sein Anspruch aus demselben 
Vertragsverhältnis stammt.  

 
6. Eigentumsvorbehalt 
6.1. Alle von uns gelieferten Waren (im Folgenden auch 

"Vorbehaltsware" genannt) bleiben unser Eigentum 
bis zur Erfüllung unserer sämtlichen, auch zukünftig 
erst entstehenden Forderungen gegen den Käufer 
aus der Geschäftsverbindung. Bei laufender 
Rechnung gilt der Eigentumsvorbehalt als 
Sicherung für unsere jeweilige Saldoforderung. 
 

6.2. Für den Fall, dass Vorbehaltsware in der Weise mit 
beweglichen Sachen des Käufers verbunden, 
vermischt oder vermengt wird, dass die Sache des 
Käufers als Hauptsache anzusehen ist, überträgt 
der Käufer uns hiermit schon jetzt sein Eigentum an 
der Gesamtsache im Verhältnis des Wertes der 
Vorbehaltsware zu dem Wert der anderen 
verbundenen, vermischten bzw. vermengten 
Sachen. Wird Vorbehaltsware mit beweglichen 
Sachen eines Dritten dergestalt verbunden, 
vermischt oder vermengt, dass die Sache des 
Dritten als Hauptsache anzusehen ist, so tritt der 
Käufer schon jetzt den ihm gegen den Dritten 
zustehenden Vergütungsanspruch in dem Betrag 
an uns ab, der dem auf die Vorbehaltsware 
entfallenden Rechnungsendbetrag entspricht. 

 
6.3. Die durch Verbindung oder Vermischung 

entstandene Sache (im folgenden „neue Sache" 
genannt) bzw. die uns zustehenden bzw. nach 
Ziffer 6.2 zu übertragenden (Mit-)Eigentumsrechte 
an der neuen Sache sowie die gemäß der Ziffer 6.2 
abgetretenen Vergütungsansprüche dienen in 
gleicher Weise der Sicherung unserer Forderungen 
wie die Vorbehaltsware selbst gem. Ziffer 6.1. 

 
6.4. Der Käufer ist ermächtigt, die Vorbehaltsware bzw. 

die neue Sache im ordnungsgemäßen 
Geschäftsverkehr unter Eigentumsvorbehalt weiter 
zu veräußern. Der Käufer ist verpflichtet, 
sicherzustellen, dass die Forderungen aus solchen 
Weiterveräußerungsgeschäften nach Maßgabe der 
Ziffern 6.5 und 6.6 auf uns übertragen werden 
können. 

 
6.5. Die Forderungen des Käufers aus einer 

Weiterveräußerung der Vorbehaltsware werden 
bereits jetzt an uns abgetreten. Sie dienen in 
demselben Umfang unserer Sicherung wie die 
Vorbehaltsware. Veräußert der Käufer die 
Vorbehaltsware zusammen mit anderer, nicht von 
uns gelieferter Ware, so gilt die Abtretung der 
Forderung nur in Höhe des 
Rechnungsendbetrages, der sich aus der 
Weiterveräußerung der Vorbehaltsware ergibt. Bei 
der Veräußerung von Ware, die gem. Ziffer 6.2 oder 
den gesetzlichen Vorschriften über die Verbindung, 
Vermischung und Vermengung von Sachen in 
unserem Miteigentum steht, gilt die Abtretung der 
Forderung in Höhe unseres Miteigentumsanteils. 
 

6.6. Nimmt der Käufer Forderungen aus der 
Weiterveräußerung von Vorbehaltsware in ein mit 

seinen Abnehmern bestehendes 
Kontokorrentverhältnis auf, so tritt er einen zu 
seinen Gunsten sich ergebenden anerkannten 
Saldo oder Schlusssaldo bereits jetzt in Höhe des 
Betrages an uns ab, der dem Gesamtbetrag der in 
das Kontokorrentverhältnis eingestellten 
Forderungen aus der Weiterveräußerung der 
Vorbehaltsware entspricht. Ziffer 6.5 Sätze 3 und 4 
finden entsprechende Anwendung. 

 
6.7. Der Käufer ist ermächtigt, die an uns abgetretenen 

Forderungen aus der Weiterveräußerung der 
Vorbehalts- Ware bzw. neuen Sache einzuziehen.  

 
6.8. Wir können die Ermächtigung zur 

Weiterveräußerung der Vorbehaltsware bzw. 
neuen Sache gem. Ziffer 6.4 und die Ermächtigung 
zur Einziehung der an uns abgetretenen 
Forderungen gemäß Ziffer 6.7 bei Zahlungsverzug 
oder Zahlungseinstellung des Käufers oder wenn 
uns sonstige Umstände bekannt werden, die die 
Kredit- und Vertrauenswürdigkeit des Käufers 
zweifelhaft erscheinen lassen, widerrufen. Im Falle 
des Widerrufs der Weiterveräußerungs- bzw. 
Einziehungsermächtigung ist der Käufer 
verpflichtet, seine Abnehmer von der 
Forderungsabtretung an uns unverzüglich zu 
unterrichten und uns alle zur Einziehung 
erforderlichen Auskünfte und Unterlagen zu 
überlassen. Außerdem ist er in diesem Falle 
verpflichtet, etwaige Sicherheiten, die ihm für 
Abnehmerforderungen zustehen, an uns 
herauszugeben bzw. zu übertragen. 

 
6.9. Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten 

unsere Forderungen um mehr als 10%, werden wir 
auf Verlangen des Käufers Sicherheiten nach 
unserer Wahl freigeben.  

 
6.10. Der Käufer verpflichtet sich, die Vorbehaltsware 

ausreichend gegen Feuer-, Wasser- und 
Diebstahlsschäden zum Neuwert zu versichern. 
Seine Ansprüche aus den Versicherungsverträgen 
tritt er bereits jetzt an uns ab. 

 
7. Mängelanzeige und Rechte des Käufers bei 

Mängeln 
7.1. Für die Rechte des Käufers bei Sach- und 

Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- und 
Minderlieferung sowie unsachgemäßer 
Montage/Installation oder mangelhafter 
Anleitungen) gelten die gesetzlichen Vorschriften, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist.   
Jegliche gesetzliche Haftung und Haftung nach 
Produkthaftungsgesetz sowie die Haftung des 
Verkäufers der Produkte unter dem Kaufvertrag 
werden durch eine eventuell in oder auf der 
Produktverpackung enthaltene 
Herstellergarantieerklärung der A.W. Chesterton 
Company nicht berührt. 
 

7.2. Die Mängelansprüche des Käufers setzen voraus, 
dass dieser seinen gesetzlichen Untersuchungs- 
und Anzeigepflichten (§§ 377, 381 HGB) 
nachgekommen ist. Bei Baustoffen und anderen, 
zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung 
bestimmten Waren hat eine Untersuchung in jedem 
Fall unmittelbar vor der Verarbeitung zu erfolgen.  
Die bei einer Untersuchung der Ware unverzüglich 
nach Ablieferung erkennbaren Sachmängel sind 
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uns unverzüglich, spätestens innerhalb von 14 
Tagen nach Ablieferung der Ware, sonstige 
Sachmängel unverzüglich, spätestens innerhalb 
von 14 Tagen nach ihrer Entdeckung, schriftlich 
anzuzeigen. Für die Rechtzeitigkeit der Anzeige 
kommt es auf den Zeitpunkt ihres Zugangs bei uns 
an. Versäumt der Käufer die ordnungsgemäße 
Untersuchung und / oder Mängelanzeige, ist unsere 
Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder 
nicht ordnungsgemäß angezeigten Mangel nach 
den gesetzlichen Vorschriften ausgeschlossen. Bei 
einer zum Einbau, zur Anbringung oder Installation 
bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn der 
Mangel infolge der Verletzung einer dieser Pflichten 
erst nach der entsprechenden Verarbeitung 
offenbar wurde; in diesem Fall bestehen 
insbesondere keine Ansprüche des Käufers auf 
Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und 
Einbaukosten"). 
 

7.3. Grundlage unserer Mängelhaftung ist vor allem die 
über die Beschaffenheit der Ware getroffene 
Vereinbarung, einschließlich Zubehör und 
Anleitungen. Als Vereinbarung über die 
Beschaffenheit der Ware gelten alle 
Produktbeschreibungen und Herstellerangaben, 
die Gegenstand des einzelnen Vertrages sind oder 
von uns (insbesondere in Katalogen oder auf 
unserer Internet-Homepage) öffentlich bekannt 
gemacht wurden. Soweit die Beschaffenheit nicht 
vereinbart wurde, richtet sich die Beurteilung ob ein 
Mangel vorliegt nach den gesetzlichen Regelungen 
(§ 434 Abs. 3 BGB).,  

 
7.4. Nicht als Mängel gelten Fehler, deren Ursache in 

einer Verwendung entgegen der Bedienungs-, 
Wartungs- und Einbauvorschriften, einer 
unsachgemäßen Lagerung oder Verwendung, 
natürlichem Verschleiß oder unsachgemäßer vom 
Käufer oder einem Dritten vorgenommen Eingriffe 
in den Kaufgegenstand liegt.  

 
7.5. Bei Mängeln sind wir zunächst zur Nacherfüllung 

berechtigt. Die Nacherfüllung erfolgt nach unserer 
Wahl durch Beseitigung des Mangels oder durch 
Lieferung einer mangelfreien Sache. Unser Recht, 
die Nacherfüllung unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen zu verweigern, bleibt unberührt. 

 
7.6. Wir sind berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung 

davon abhängig zu machen, dass der Käufer den 
fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch 
berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel 
angemessenen Teil des Kaufpreises 
zurückzubehalten.  

 
7.7. Der Käufer hat uns die zur geschuldeten 

Nacherfüllung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu 
geben, insbesondere die beanstandete Ware zu 
Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der 
Ersatzlieferung hat uns der Käufer die mangelhafte 
Sache nach den gesetzlichen Vorschriften 
zurückzugeben; einen Rückgabeanspruch hat der 
Käufer jedoch nicht. Die Nacherfüllung beinhaltet 
weder den Ausbau, die Entfernung oder 
Desinstallation der mangelhaften Sache noch den 
erneuten Einbau, die Anbringung oder die 
Installation wenn wir ursprünglich nicht zu diesen 
Leistungen  verpflichtet waren; Ansprüche des 

Käufers auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- 
und Einbaukosten") bleiben unberührt .  

 
7.8. Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung 

erforderlichen Aufwendungen, insbesondere 
Transport-, Wege-, Arbeits- und Materialkosten 
sowie ggf.  Ausbau- und Einbaukosten, tragen bzw. 
erstatten wir nach Maßgabe der gesetzlichen 
Regelung, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. 
Andernfalls können wir vom Käufer die aus dem 
unberechtigten Mangelbeseitigungsverlangen 
entstandenen Kosten  ersetzt verlangen, wenn der 
Käufer wusste oder hätte erkennen können, dass 
tatsächlich kein Mangel vorliegt.  

 
7.9. Wenn die Nacherfüllung fehlgeschlagen ist oder 

eine für die Nacherfüllung vom Käufer zu setzende 
angemessene Frist erfolglos abgelaufen oder nach 
den gesetzlichen Vorschriften entbehrlich ist, kann 
der Käufer vom Kaufvertrag zurücktreten oder den 
Kaufpreis mindern und sowie Schadensersatz oder 
Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Rahmen von 
Ziffer 7.10 verlangen. Bei einem unerheblichen 
Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht.  

 
7.10. Ansprüche des Käufers auf Aufwendungsersatz 

gem. § 445a Abs. 1 BGB sind ausgeschlossen, es 
sei denn, der letzte Vertrag in der Lieferkette ist ein 
Verbrauchsgüterkauf (§§ 478, 474 BGB).  
Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz bzw. 
Ersatz vergeblicher Aufwendungen (§ 284 BGB) 
bestehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe von 
Ziffer 8 und 9 und sind im Übrigen ausgeschlossen.  

 
8. Haftung 
8.1. Soweit wir nach Maßgabe der gesetzlichen 

Bestimmungen - gleichgültig aus welchem 
Rechtsgrund - zum Schadensersatz verpflichtet 
sind oder zum Ersatz vergeblicher Aufwendungen 
(§ 284 BGB) verpflichtet sind, ist diese  
Verpflichtung nach Maßgabe der Ziffer 8 
beschränkt. 
 

8.2. Auf Schadensersatz oder Ersatz vergeblicher 
Aufwendungen haften wir – gleich aus welchem 
Rechtsgrund – im Rahmen der 
Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober 
Fahrlässigkeit. Bei einfacher Fahrlässigkeit haften 
wir vorbehaltlich eines milderen Haftungsmaßstabs 
nach gesetzlichen Vorschriften (z. B. für Sorgfalt in 
eigenen Angelegenheiten) nur 
a) für Schäden aus der Verletzung des Lebens, 

des Körpers oder der Gesundheit, 
b) für Schäden aus der Verletzung einer 

wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, 
deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrags überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der 
Vertragspartner regelmäßig vertraut und 
vertrauen darf); in diesem Fall ist unsere 
Haftung jedoch auf den Ersatz des 
vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 
 

8.3. Die sich aus Ziffer 8.2 ergebenden 
Haftungsbeschränkungen gelten auch bei 
Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von 
Personen, deren Verschulden wir nach 
gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie 
gelten nicht, soweit wir einen Mangel arglistig 
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verschwiegen oder eine Garantie für die 
Beschaffenheit der Ware übernommen haben und 
für Ansprüche des Käufers nach dem 
Produkthaftungsgesetz. 

 
9. Verjährung  
9.1. Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die 

allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche aus 
Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. 
Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme. 
 

9.2. Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein 
Bauwerk oder eine Sache, die entsprechend ihrer 
üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk 
verwendet worden ist und dessen Mangelhaftigkeit 
verursacht hat (Baustoff), beträgt die 
Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 
5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 Abs. 1 Nr. 2 BGB). 
Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche 
Sonderregelungen zur Verjährung (insbes. § 438 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3, §§ 444, 47971 BGB). 

 
9.3. Die vorstehenden Verjährungsfristen des 

Kaufrechts gelten auch für vertragliche und 
außervertragliche Schadensersatzansprüche des 
Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, 
es sei denn die Anwendung der regelmäßigen 
gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde 
im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. 
Schadensersatzansprüche des Käufers gemäß 
Ziffer 8.2 Satz 1 und Satz 2 (a) sowie nach dem 
Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch 
ausschließlich nach den gesetzlichen 
Verjährungsfristen.  
 

10. Erfüllungsort, Gerichtsstand und 
anzuwendendes Recht 

10.1. Erfüllungsort für Lieferung und Zahlung ist Ismaning 
oder Rödinghausen je nach Produkt. 
 

10.2. Sofern der Käufer Kaufmann, juristische Person 
des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen ist, ist lsmaning ausschließlicher 
Gerichtsstand für alle sich aus dem 
Vertragsverhältnis unmittelbar oder mittelbar 
ergebenden Streitigkeiten. Wir sind berechtigt, 
anstelle des Gerichts des vorstehend vereinbarten 
Gerichtsstands jedes andere, gesetzlich zuständige 
Gericht anzurufen. 

 
10.3. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland 

unter Ausschluss der Bestimmungen des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf. 


